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Folgen von zu Unrecht in Rech-
nung gestellter Umsatzsteuer

Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
wendet die gesetzliche Regelung, nach 
der eine überhöht oder zu Unrecht ausge-
wiesene Umsatzsteuer an das Finanzamt 
abgeführt werden muss, nicht an, wenn 
es um eine Rechnung an einen Endver-
braucher geht. Denn ein Endverbraucher 
ist nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt, 
sodass das Steueraufkommen durch die 
fehlerhafte Rechnung nicht gefährdet 
wird.

Hintergrund: Weist ein Unternehmer in 
einer Rechnung einen höheren Umsatz-
steuerbetrag gesondert aus, als er nach 
dem Gesetz schuldet, muss er den ausge-
wiesenen Umsatzsteuerbetrag an das Fi-
nanzamt abführen. Dies ist z. B. der Fall, 
wenn ein Unternehmer eine Lieferung 

von Obst, die mit 7 % ermäßigt besteuert 
wird, in der Rechnung einer Umsatz-
steuer von 19 % unterwirft. Das Gleiche 
gilt, wenn ein Nicht-Unternehmer Um-
satzsteuer gesondert in Rechnung stellt 
oder wenn eine Rechnung mit gesondert 
ausgewiesener Umsatzsteuer ausgestellt 
wird, obwohl gar keine Leistung erbracht 
worden ist.

Wesentlicher Inhalt des aktuellen BMF-
Schreibens:

Das BMF folgt der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Der 
EuGH hat in einem österreichischen Fall 
eine Pflicht zur Abführung überhöht 
ausgewiesener Umsatzsteuer abgelehnt, 
wenn es sich um eine Rechnung an einen 
Endverbraucher handelt. In diesem Fall 
wird das Steueraufkommen nämlich 
nicht gefährdet, da der Endverbraucher 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt 
ist. Diese Grundsätze gelten dem BMF 
zufolge auch für Deutschland und auch 
in Fällen, in denen ein Kleinunternehmer 
unberechtigt Umsatzsteuer ausweist.

Darüber hinaus bleibt es bei der Pflicht, 
überhöht oder unberechtigt ausgewie-
sene Umsatzsteuer an das Finanzamt 
abzuführen:

	+ So ist die in einer Rechnung geson-
dert ausgewiesene Umsatzsteuer an das 
Finanzamt abzuführen, wenn ein Unter-
nehmer außerhalb seines Unternehmens 
tätig wird, wenn er gar keine Leistung 
erbringt oder wenn ein Nicht-Unterneh-
mer tätig wird.

	+ Ist der Rechnungsempfänger kein End-
verbraucher, sondern ein Unternehmer, 
für dessen Unternehmen die Leistung in 
Rechnung gestellt worden ist, besteht in 
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jedem Fall die Pflicht zur Abführung der 
überhöht oder unberechtigt ausgewie-
senen Umsatzsteuer. Denn dann ist das 
Steueraufkommen gefährdet, ohne dass 
es darauf ankommt, ob die Vorsteuer 
tatsächlich geltend gemacht wird. Die Ab-
führungspflicht besteht also auch dann, 
wenn der Leistungsempfänger 

	+ ein Unternehmer ist, der grds. nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, weil 
er ein sog. Kleinunternehmer ist, oder

	+ ein Landwirt ist, der seine Umsätze der 
sog. Durchschnittssatzbesteuerung unter-
wirft, oder

	+ ein Unternehmer ist, der umsatzsteuer-
freie Ausgangsumsätze erzielt, die nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigen.
Hinweise: Bislang hat der Bundesfinanz-
hof die Regelung über die Abführung 
überhöhter oder unberechtigt ausgewie-
sener Umsatzsteuer auch bei Rechnungen 
an Endverbraucher angewendet. Ange-
sichts der aktuellen Rechtsprechung des 
EuGH sowie des aktuellen BMF-Schrei-
bens dürfte diese BFH-Rechtsprechung 
keine Bedeutung mehr haben.

Die Beweislast dafür, dass ein überhöh-
ter oder unberechtigter Steuerausweis 
vorliegt, liegt beim Finanzamt. Jedoch 
muss der Rechnungsaussteller nach-
weisen, dass der Leistungsempfänger 
Endverbraucher ist.

Finanzverwaltung äußert sich 
zur Vorsteueraufteilung nach 
dem Gesamtumsatzschlüssel

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
sich zur Aufteilung der Vorsteuer nach 
dem Gesamtumsatzschlüssel geäußert. 
Das Schreiben des BMF enthält insbeson-
dere Ausführungen zur Anwendbarkeit 
des Gesamtumsatzschlüssels sowie zu 
den Umsätzen, die bei der Berechnung zu 
Grunde zu legen sind.

Hintergrund: Verwendet der Unterneh-
mer eine Eingangsleistung, die an ihn 
erbracht wird, sowohl für umsatzsteuer-
pflichtige Ausgangsumsätze, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigen, als auch für 
umsatzsteuerfreie Umsätze, die nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigen, ist die Vor-
steuer nur anteilig abziehbar, soweit sie 
nämlich auf die umsatzsteuerpflichtigen 
Umsätze entfällt. Die Vorsteuer muss 
daher aufgeteilt werden. Ein zulässiger 
Aufteilungsschlüssel ist der Gesamtum-
satzschlüssel, zu dem sich nun das BMF 
geäußert hat.

Wesentlicher Inhalt des  
BMF-Schreibens:

	+ Der Gesamtumsatzschlüssel ergibt 
sich aus dem Verhältnis aller zum Vor-
steuerabzug berechtigenden Umsätze ein-
schließlich der Entnahmen zum Gesamt-
umsatz des Unternehmers.

	+ Subventionen werden ebenfalls 
berücksichtigt, wenn sie unmittelbar 
mit dem Preis der Leistung zusammen-
hängen und damit zur Gegenleistung 
gehören. Bei sog. Differenzgeschäften, bei 
denen nur die Differenz der Umsatzsteuer 
unterworfen wird (z. B. beim Verkauf von 
Gebrauchtwagen durch einen Kfz-Händ-
ler), geht der Verkaufspreis abzüglich 
Umsatzsteuer in die Aufteilung ein und 
nicht nur die Differenz.

	+ Unberücksichtigt bleiben u. a. Ein-
fuhren, innergemeinschaftliche Erwerbe 
(Lieferungen in der EU), Umsätze aus 
dem Verkauf von ertragsteuerlichem An-
lagevermögen, aus Geschäftsveräußerun-
gen oder Hilfsumsätze aus Grundstücks- 
oder Finanzgeschäften.

	+ Der Gesamtumsatzschlüssel ist nur 
dann anzuwenden, wenn er präziser 
ist als andere Aufteilungsschlüssel wie 
z. B. der Flächenschlüssel oder der sog. 
objektbezogene Umsatzschlüssel. Kom-
men neben dem Gesamtumsatzschlüssel 
mehrere andere präzisere Aufteilungs-
schlüssel in Betracht, ist nicht zwingend 
die präziseste Methode anzuwenden. Die 
Auswahl obliegt hierbei dem Unterneh-
mer.

	+ Der sich nach dem Gesamtumsatz-
schlüssel ergebende prozentuale Anteil 
der abziehbaren Vorsteuer kann auf volle 
Prozentpunkte aufgerundet werden.
Hinweise: Das aktuelle BMF-Schreiben 
gilt in allen noch offenen Fällen.

In der Praxis sind zwei andere Auftei-
lungsmethoden häufig relevanter: Dies 
ist zum einen der sog. objektbezogene 
Umsatzschlüssel, bei dem z. B. nur die 
umsatzsteuerpflichtigen Mieten und um-
satzsteuerfreien Mieten aus einer kon-
kreten Immobilie berücksichtigt werden, 
wenn die an den Unternehmer erbrachte 
Eingangsleistung nur diese Immobilie be-
trifft. Zum anderen ist dies der Flächen-
schlüssel, bei dem sich die Aufteilung 
nach dem Verhältnis der umsatzsteuer-
pflichtig vermieteten Flächen der Im-
mobilie zur Gesamtfläche der Immobilie 
richtet, wenn es um eine Eingangsleis-
tung für diese konkrete Immobilie geht.



SEITE   3 / 5

Pauschalsteuer bei Einladung in 
VIP-Loge

Mietet ein Unternehmer VIP-Logen in ei-
ner Veranstaltungshalle an, die Konzerte 
und Sportveranstaltungen anbietet, und 
lädt er Geschäftsfreunde und Arbeitneh-
mer ein, führt dies bei den Eingeladenen 
zu steuerpflichtigen Einkünften, sodass 
der Unternehmer beantragen kann, die 
Steuer für die eingeladenen Geschäfts-
freunde und Arbeitnehmer im Wege der 
sog. Pauschalsteuer von 30 % zu über-
nehmen. Ist im Logenpreis keine Be-
wirtung enthalten, kann der Logenpreis 
im Wege der Schätzung auf den Wert der 
Eintrittskarte, für den die Pauschalsteuer 
anfällt, und auf den Anteil der Werbung, 
für den bei Geschäftsfreunden keine Pau-
schalsteuer anfällt, aufgeteilt werden.

Hintergrund: Ein Unternehmer, der Ge-
schäftsfreunden Geschenke oder Ein-
trittskarten zuwendet, kann für den Ge-
schäftsfreund dessen Einkommensteuer 
pauschal übernehmen, wenn für den 
Geschäftsfreund das Geschenk oder die 
Einladung eine steuerpflichtige Einnah-
me darstellt. Die Pauschalsteuer beträgt 
30 % zzgl. Solidaritätszuschlag. Entspre-
chendes gilt bei Zuwendungen an Arbeit-
nehmer, die zusätzlich zum vereinbar-
ten Arbeitslohn geleistet werden, sofern 
die Zuwendung Arbeitslohn darstellt.

Sachverhalt: Die Klägerin war Unter-
nehmerin und mietete 2012 bis 2014 
eine VIP-Loge mit 12 Sitzplätzen in der 
größten Berliner Veranstaltungsarena an. 
Damit konnten alle Konzerte und Sport-
veranstaltungen in diesem Jahr besucht 
werden. Der Preis betrug ca. 130.000 € 
jährlich; eine Bewirtung war im Preis 
nicht enthalten, aber die Möglichkeit zur 
Werbung für das Unternehmen der Klä-
gerin in der Loge und im Branchenbuch 
der Arena. Die Klägerin lud im streitigen 
Zeitraum 3.000 Geschäftspartner und 
1.000 Arbeitnehmer zu den Veranstal-
tungen ein; ca. 1.300 Plätze blieben leer. 
Die eingeladenen Arbeitnehmer, die zur 
Geschäftsleitung der Klägerin gehörten, 
mussten die Funktion des Gastgebers 
ausüben und sich um den Gästeempfang 
und die Essensbestellungen sowie um die 
Werbung in der Loge kümmern.

Die Klägerin beantragte die Pauschal-
steuer für die eingeladenen Geschäfts-
freunde und Arbeitnehmer. Allerdings 
kürzte sie ihre Aufwendungen um 1/12, 
weil bei jeder Veranstaltung ein Sitzplatz 
auf den Gastgeber-Arbeitnehmer entfiel. 
Den verbleibenden Betrag teilte sie im 

Verhältnis von 4:3 auf die Werbung und 
auf die Eintrittskarte auf, sodass auf die 
Eintrittskarte 43 % des gekürzten Logen-
preises entfielen, für den sie eine Pau-
schalsteuer abführte. Das Finanzamt ging 
von einem Anteil des Werts der Eintritts-
karte von 75 % aus und kürzte die Ge-
samtaufwendungen auch nicht um 1/12.

Entscheidung: Der BFH gab der Klage 
zum Teil statt:

	+ Die Übernahme der Pauschalsteuer 
setzt neben dem Antrag der Klägerin vor-
aus, dass die Zuwendung beim Empfänger 
zu steuerpflichtigen Einkünften führt. 
Dies war bezüglich der Geschäftsfreunde 
und hinsichtlich derjenigen Arbeitnehmer, 
die keine Gastgeberfunktion ausübten, zu 
bejahen. Bei denjenigen Arbeitnehmern 
aber, die die Funktion eines Gastgebers 
ausübten, war eine steuerpflichtige Ein-
nahme zu verneinen. Denn sie suchten die 
Loge im ganz überwiegend betrieblichen 
Interesse der Klägerin auf.

	+ Bemessungsgrundlage für die Pau-
schalsteuer sind die Aufwendungen der 
Klägerin einschließlich Umsatzsteuer. Es 
kommt daher auf den Wert der Eintritts-
karte an. Dieser Wert war im Wege der 
Schätzung zu ermitteln, da der Vertrag 
mit der Arena keine Aufteilung der Kosten 
für die Loge auf die Eintrittskarte und auf 
die Werbung enthielt.

	+ Die Kosten für die nicht belegten Plät-
ze, die bei den einzelnen Veranstaltungen 
frei geblieben sind, gingen nicht in die 
Bemessungsgrundlage ein, da die leerge-
bliebenen Plätze nicht zu einer Bereiche-
rung der Geschäftsfreunde führten.

	+ Der Wert der Eintrittskarte konnte 
mit dem Kartenpreis der obersten Preis-
kategorie geschätzt und um einen VIP-

Zuschlag von 5 % für die Bewirtungs-
möglichkeit am Platz und für den Vorteil 
eines separaten Einlasses sowie einer 
kostenlosen Garderobe erhöht werden.

	+ Soweit die Loge Geschäftsfreunden 
überlassen worden ist, war aus dem so 
ermittelten Preis für die Eintrittskarte ein 
Werbeanteil herauszurechnen, für den 
keine Pauschalsteuer abzuführen war. 
Hier konnte die Schätzung des Finanz-
gerichts (FG) als Vorinstanz übernommen 
werden, das fehlerfrei einen Werbeanteil 
von netto ca. 33.000 € jährlich angenom-
men hat.

	+ Soweit die Loge Arbeitnehmern über-
lassen worden ist, die keine Gastgeber-
funktion ausübten, war der Preis für die 
Eintrittskarte nicht um einen Anteil für 
den Werbeaufwand zu mindern; denn die 
Klägerin hat gegenüber ihren Arbeitneh-
mern nicht geworben. 

Hinweise: Die Finanzverwaltung hat für 
die steuerliche Absetzbarkeit der Kosten 
für VIP-Logen eine Verwaltungsanwei-
sung herausgegeben, nach der 40 % auf 
die Werbung, 30 % auf die Eintrittskarte 
und 30 % auf die Bewirtung entfallen. 
Das Finanzamt konnte sich auf diese 
Verwaltungsanweisung allerdings nicht 
stützen, weil im Streitfall keine Bewir-
tung im Logenpreis enthalten war. Das 
FG hat einen Prozentsatz von 40 % für die 
Werbung herangezogen und diesen modi-
fiziert; der BFH hat diese Schätzung nicht 
beanstandet. Offen gelassen hat der BFH 
jedoch, ob er der Aufteilung der Finanz-
verwaltung folgen würde.

Der Fall macht deutlich, dass eine Do-
kumentation über die eingeladenen 
Personen hilfreich ist, um im Fall eines 
Antrags auf Übernahme der Pauschal-
steuer deren Höhe niedrig zu halten.
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Werbungskosten eines 
Influencers

Ein Influencer, der im Internet einen 
Mode- und Lifestyleblog betreibt, kann 
seine Kosten für den Erwerb von Hand-
taschen, Kleidung und Kosmetik nicht ab-
setzen. Denn hierbei handelt es sich um 
Kosten der privaten Lebensführung.

Hintergrund: Nach dem Gesetz sind Auf-
wendungen für die Lebensführung, die 
die wirtschaftliche oder gesellschaftliche 
Stellung des Steuerpflichtigen mit sich 
bringt, nicht absetzbar, auch wenn die 
Aufwendungen zur Förderung des Berufs 
oder der Tätigkeit des Steuerpflichtigen 
erfolgen.

Sachverhalt: Die Klägerin betrieb im 
Internet, insbesondere in den sozialen 
Medien, einen Blog zum Thema Lifestyle; 
außerdem war sie als Influencerin tätig 
und bewarb Produkte. In den Jahren 2014 
bis 2017 erzielte sie jährliche Gewinne von 
bis zu ca. 80.000 €. Sie machte 40 % ihrer 
Kosten für Kleidung, Kosmetik und Hand-
taschen als Betriebsausgaben geltend. 
Das Finanzamt erkannte den Betriebsaus-
gabenabzug nicht an.

Entscheidung: Das Niedersächsische 
Finanzgericht (FG) wies die hiergegen 
gerichtete Klage ab:

	+ Der Betriebsausgabenabzug setzt 
voraus, dass die Aufwendungen betrieb-
lich veranlasst und nicht oder allenfalls 
in unbedeutendem Maße der privaten 
Lebensführung zuzurechnen sind.

	+ Die Kosten für die Kleidung waren 

nicht betrieblich veranlasst. Vielmehr 
handelte es sich um bürgerliche Klei-
dung, die steuerlich nicht abgesetzt 
werden kann. Denn Kleidung wird grds. 
aus privaten Gründen getragen.

	+ Etwas anderes gilt für typische 
Berufskleidung wie z. B. Uniformen, 
Kleidung mit Firmenemblemen oder aber 
Schutzkleidung; diese Voraussetzungen 
waren im Streitfall aber nicht erfüllt. 
Allein ein höherer Preis für die Kleidung 
führt nicht zur Annahme von typischer 
Berufskleidung. Zudem sind die von der 
Klägerin erworbenen Kleidungsmarken 
wie Chanel, Louis Vuitton oder Gucci 
nicht für die Herstellung von Berufsbe-
kleidung bekannt.

	+ Auch die Handtaschen und die Kosme-
tik sowie Mode-Accessoires sind dem pri-
vaten Bereich zuzuordnen, da derartige 
Produkte üblicherweise privat getragen 

werden und keinen typischen Berufscha-
rakter haben.

	+ Die Klägerin hat auch keine Koopera-
tionsverträge mit ihren Kunden vorge-
legt, nach denen sie verpflichtet gewesen 
wäre, die von ihr erworbenen Kleidungs-
stücke sowie Kosmetik und Accessoires 
einzusetzen.
Hinweise: Sofern Kleidung keinen 
typischen Berufscharakter aufweist, wie 
dies bei Uniformen, Schutzkleidung oder 
Kleidung mit Firmenaufdruck der Fall ist, 
ist sie steuerlich grds. nicht absetzbar. 
Dies zeigt auch das aktuelle Urteil. Allein 
der Umstand, dass die Kleidung tatsäch-
lich überwiegend beruflich getragen 
wird, führt nicht zur Absetzbarkeit. Der 
BFH hat vor kurzem z. B. den schwarzen 
Anzug eines Trauerredners nicht als Be-
triebsausgaben anerkannt.

In einem Zeitungsinterview hatte die 
Klägerin auf die Frage, was sie als erstes 
retten würde, falls ihr Haus in Flammen 
stehe, geantwortet, dass sie ihre Familie 
und ihre Handtaschen retten würde und 
ihr alles andere egal sei. Diese subjektive 
Bedeutung der Handtaschen für die Klä-
gerin ist steuerlich unbeachtlich.

Arbeitgeberleistungen für die 
Gesundheitsförderung

Die Steuerbefreiung für Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung gilt nicht für den 
Vorteil, der sich für den Arbeitnehmer 
aus einem verbilligten Hotelaufenthalt 
mit Verpflegung ergibt, in dem der Arbeit-
geber am Wochenende sog. Gesundheits-
tage veranstaltet.

ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER
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Hintergrund: Nach dem Gesetz sind 
Leistungen des Arbeitgebers zur Ver-
hinderung von Krankheitsrisiken und 
zur Förderung der Gesundheit steuerfrei, 
wenn sie zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn erbracht werden 
und der durchführende Betrieb der 
Maßnahme bestimmte Anforderungen 
der Krankenkassen erfüllt, soweit die 
Aufwendungen je Arbeitnehmer 600 € 
jährlich nicht übersteigen.

Sachverhalt: Die Klägerin war Arbeit-
geberin und veranstaltete für ihre 
Arbeitnehmer sog. Gesundheitstage, die 
an einem Wochenende in einem Hotel 
stattfanden. Angeboten wurden Übungen 
zur Muskelentspannung, Nordic Wal-
king sowie Ernährungskurse. Der von 
der Klägerin zu zahlende Preis betrug 
je Arbeitnehmer ca. 280 € und umfasste 
neben den Gesundheitskursen auch die 
Hotelübernachtung sowie die Verpfle-
gung. Die Arbeitnehmer mussten einen 
Eigenanteil von 99 € bezahlen, der ihnen 
von der Krankenkasse zum großen Teil 
erstattet wurde. Das Finanzamt behan-

delte den geldwerten Vorteil, soweit er 
sich aus der verbilligten Unterkunft und 
Verpflegung ergab, als steuerpflichtig 
und erließ gegenüber der Klägerin einen 
Lohnsteuer-Nachforderungsbescheid.

Entscheidung: Der BFH wies die hierge-
gen gerichteten Klage im Grundsatz ab:

	+ Die verbilligte Hotelübernachtung und 
-verpflegung, die sich daraus ergab, dass 
die Arbeitnehmer nur einen geringen 
Eigenanteil zahlen mussten, der zudem 
die Gesundheitsmaßnahmen betraf und 
von den Krankenkassen weitgehend 
ersetzt wurde, stellte einen geldwerten 
Vorteil dar. Dieser geldwerte Vorteil war 
Arbeitslohn, weil die Gesundheitsmaß-
nahmen nicht im ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse der Klägerin 
durchgeführt wurden; dies war zwischen 
der Klägerin und dem Finanzamt un-
streitig.

	+ Die Steuerbefreiung für Gesund-
heitsfördermaßnahmen gilt nicht für 
die verbilligte Übernachtung und 

Verpflegung. Denn die Übernachtung 
und Verpflegung verbesserte weder den 
allgemeinen Gesundheitszustand der 
Arbeitnehmer, noch förderte sie deren 
Gesundheit. 

Hinweise: Der BFH schließt sich mit sei-
nem Urteil der Auffassung der Finanz-
verwaltung an, die die Steuerbefreiung 
nicht für Unterkunfts- und Verpflegungs-
leistungen gewährt. Steuerfrei war im 
Streitfall die Zuwendung der Gesund-
heitsangebote (Kurse zur Muskelentspan-
nung, Nordic Walking, Ernährungskur-
se), da diese der Gesundheitsförderung 
dienten und zusätzlich zum Arbeitslohn 
geleistet wurden.

Der BFH hat zwar die Steuerbefreiung 
verneint, konnte jedoch nicht abschlie-
ßend entscheiden, sondern hat die Sache 
an das Finanzgericht (FG) zurückverwie-
sen. Das FG muss nun die Bewertung des 
geldwerten Vorteils ermitteln.
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Wichtige Termine:  
Steuer und Sozialversicherung im Mai 2024

10.5.2024 
Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, ggf. Solidaritätszuschlag 
Zahlungsschonfrist bis zum 13.5.2024 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen 
per Scheck) per Scheck)

15.5.2024 
Gewerbesteuer, Grundsteuer 
Zahlungsschonfrist bis zum 21.5.2024 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen 
per Scheck)

29.5.2024 
Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialver-
sicherungsträger am 29.5.2024 
Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstel-
le) bis zum 27.5.2024
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